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Aber es lohnt sich, den Argu-
menten der jeweiligen Seite zu 
folgen, um den Raum, in dem 
wir leben, besser zu verstehen 
und seine Geschichte auch in 

seiner plastischen Ausformung zu erfahren.

Bereits 1991 gab es einen „Workshop City 
Süd“, an dessen Ende die Wiederherstel-
lung des historischen Stadtgrundrisses 
befürwortet wurde. Bis 2008 hatte dieses 
Leitbild Bestand. Infolge des Entschlusses 
zur Erarbeitung eines Nutzungskonzepts für 
den Bowlingtreff, des Vorhabens, eine neue 
Markthalle auf dem Areal zu errichten und 
der Überlegungen, den Platz als Standort für 
das Freiheits- und Einheitsdenkmal (FED) zu 
nutzen, sei eine Korrektur der Leitlinien not-
wendig geworden, heißt es in der Begründung 
zum Bebauungsplan Nr. 392 aus dem Jahr 
2011. Vonseiten der Verwaltung fiel die Ent-
scheidung auf den Entwurf von Petr Pelčák 
und Andreas Wolf, der neben einer Bebauung 
mit drei Blöcken am Ostende des Platzes sehr 
viel Raum für die Denkmalfläche ließ. Dieser 
Plan soll seitdem und auch heute die Grund-
lage für die weitere Platzentwicklung bilden. 
„Da die schon einmal (2011) vom Stadtrat ge-
fasste Entscheidung, den Leuschnerplatz auf 
der Basis des Entwurfs von Prof. Wolf / Prof. 
Pelčák weiter zu entwickeln, unabhängig von 
der Denkmalsfrage gefallen war, haben sich 
durch den Wegfall der Denkmalsfrage auch 
die Bedingungen nicht geändert“, erklärte ein 
Stadtsprecher das Festhalten. Für ein persön-
liches Gespräch stand seitens der Verwaltung 
niemand zur Verfügung.

Die Initiative Leipziger Architekten wendet 
sich gegen die Lösung „großer Platz“ und 
fordert eine neuerliche Diskussion über 
die Erfordernisse, die für die Entwicklung 
eines Stadtviertel vonnöten seien. Nach der 
Beendigung des Verfahrens für das FED ver-
anstaltete die Initiative ein Kolloquium und 
eine Werkstatt zur Positionsbestimmung der 
Fachverbände – auch die Stadt war damals 
dabei. „Wir hatten die Pflicht, eine Lösung 
zu präsentieren“, erklärt Adalbert Haberbeck 
von der Initiative, an deren Gründung der Ar-
chitekt 1989 federführend beteiligt war. Aus 
sechs Entwürfen einigten sich Vertreter vom 
Bund Deutscher Architekten (BDA), Bund 
Deutscher Baumeister (BDB) und anderer 
Fachverbände auf einen gemeinsamen Ent-
wurf, mit dem sie an die Verwaltung heran-
traten. Ein konstruktiver Dialog sei dadurch 
aber nicht entstanden. „Die Verwaltung 
entzieht sich konsequent einer inhaltlichen 
Auseinandersetzung mit anderer Meinung 
und ignoriert uns“, betont Stefan Riedel, 
ebenfalls Gründungsmitglied der Initiative 
und in Leipzig arbeitender Architekt. 

Der Entwurf der Initiative richte sich nicht 
nach dem historischen Vorbild, nehme aber 
den Duktus der städtebaulichen Kanten auf, 
erklärt Riedel weiter. Die Begründung sei 
ganz einfach: Die Grundstücke, die (bis auf 
wenige Ausnahmen) im Besitz der Stadt sind, 
liegen so und können genutzt werden. Durch 
den Beschnitt der Flächen bilden sich drei 
Blöcke ohne gegenseitige Vernetzung, befin-
det Riedel. „Der Platz ist dadurch kein Platz, 
sondern lediglich eine Zufallsfläche, ein 
Unraum, wie wir Architekten sagen.“ Dass 
die Stadt eine weitere Großfläche brauche, 
wollen die Architekten nicht gelten lassen. 
Der Bedarf sei nicht klar formuliert und es 
mangele an Argumenten und Analysen. Der 
Platz, so wie er nach dem Willen der Initiative 
entstehen soll, sei groß genug. Man brauche 
keinen Platz, der 16.000 qm fasst und kein 
klares Nutzungskonzept vorweisen kann. 
Haberbeck plädiert in diesem Zusammen-
hang für eine Dialektik aus Dichte und Flä-
che. „Wenn alles rundherum zugebaut wäre, 
dann wäre es verständlich, wenn man Raum 
zum Atmen schaffen will, aber die Park-
anlagen im Umfeld lassen andere Schlüsse 
zu.“ Der Platz müsse eine Größe haben, die 
stadtverträglich sei und sich in den Kanon 

Einen Treppenwitz der Geschichte 
nannte René Hobusch (FDP) den 
Änderungsantrag von William Gros-

ser (DIE LINKE) zu den Leitlinien für den 
Wilhelm-Leuschner-Platz. Dieser nahm 
die Forderungen der Initiative Leipziger 
Architekten in seinen Antrag auf. „Durch 
mich wird der Grundsatz kritisiert, dass die 
Leitlinien für die Weiterführung des Auf-
stellungsverfahrens zum Bebauungsplan 
Nr. 392 zwingend auf der im Rahmen einer 
Städtebauwerkstatt entwickelten Arbeit von 
Prof. Wolf / Prof. Pelčák basiert“, erklärte er 
gegenüber der Redaktion. Mit dem Wegfall 
des möglichen Standorts für das Leipziger 
Freiheits- und Einheitsdenkmal sollen sich 
die Rahmenbedingungen verändert haben. 
Der Entwurf von Wolf und Pelčák sei nicht 
mehr aktuell. 

„Dass ausgerechnet durch einen Stadtrat 
der Linken hier eine Initiative Leipziger 
Architekten unterstützt wird, die mit der 
Wiederherstellung der Formen des alten 
Königsplatzes scheinbar einem sächsischen 
Monarchen huldigen“, versteht Hobusch 
nicht. Ob er das Ansinnen der Initiative 
verstanden hat, bleibt allerdings auch frag-
würdig. Eine Kopie der verlorengegangenen 
Platzform und der Geschichte lehne er je-
denfalls ab. 

Mit dem beendeten Verfahren über die Er-
richtung eines Freiheits- und Einheitsdenk-
males sei der Wilhelm-Leuschner-Platz für 
eine solche Nutzung nicht obsolet. „Vielmehr 
ist der Versuch des Antragstellers und der 
Initiative erkennbar, erneute Überlegungen 
für ein Freiheits- und Einheitsdenkmal auf 
dem Platz damit endgültig zu beerdigen“, so 
Hobusch weiter. 

Er ergänzt, dass der Wilhelm-Leusch-
ner-Platz im östlichen Teil schon längst wie-
der über eine Markthalle verfügen könnte. 
„Die ernsthaften Investitionsabsichten sind 
seit Jahren bekannt. Dies wäre auch ein Im-
puls für eine weitere Entwicklung gewesen.“ 
Diese Investition sei in der Vergangenheit 
durch die Stadtverwaltung verhindert wor-
den. Welche Motive es dafür gebe, bleibe im 
Ungewissen.

Tim Elschner (Die Grünen) erklärte auf 
LZ-Anfrage, dass der Vorschlag Grossers 
das Bebauungsplanverfahren – auch in 
Bezug auf den Bau der Markthalle – weiter 
verzögern würde. Dazu lasse der Änderungs-
antrag einen wenig respektvollen Umgang 
mit den Ergebnissen der Städtebauwerkstatt 
und des durchgeführten Bürgerbeteiligungs-
verfahrens erkennen.

Die grüne Stadtratsfraktion hält trotz der 
geänderten Rahmenbedingungen an der 
Idee eines großzügigen öffentlichen Frei-
raumes westlich der Markthallenstraße 
fest. „Wir begründen dieses Festhalten an 
den bisher gefassten Entscheidungen mit 
der wachsenden Stadt, mit der Beachtung 
gesamtstädtischer Ziele und in Erwartung 
einer weiteren Nachverdichtung, besonders 
in vielen Bereichen der erweiterten Innen-
stadt“, so Elschner.

Das Netzwerk „Stadt für alle“ kritisierte 
derweil, dass bislang kaum über die sons-
tigen künftigen Nutzungsmöglichkeiten der 
Gebäude, v. a. nicht die Wohnungen, ihre 
Zahl, ihre künftigen Verkaufs- und Miet-
preise und ihre potenziellen Bauherren und 
Eigentümer diskutiert werde. Man fordert 
„weniger Basta!-Entscheidungen mit dem 
lapidaren Verweis auf eine Bürgerbeteili-
gung, die vor fünf Jahren unter gänzlich 
anderen Voraussetzungen verlief“. Die Er-
gebnisse der öffentlichen Diskussion sollten 
in den Leitlinien und in den Entwurf des 
Bebauungsplanes eingearbeitet und nicht im 
normalen B-Plan-Verfahren mitdiskutiert 
werden. „Dazu wird deutlich mehr Zeit als 
bis zur nächsten Stadtratssitzung kurz vor 
Weihnachten benötigt.“ Des Weiteren soll 
ein Planungsprozess „von unten“ angestoßen 
werden.

Antworten anderer Parteien lagen bis Re-
daktionsschluss nicht vor.

der Platzfolge einordne. Im Quartier selber 
plädiert die Initiative für so viel Wohnung 
wie möglich. „Die Genossenschaft der Stadt 
sollte hier investieren“, erklärt Haberbeck. 
Allerdings werde Neubau ohne Subventionen 
auch hier keinen sozial verträglichen Wohn-
raum entstehen lassen. 

Uwe Brösdorf, Mitglied des BDA und des 
BDB und Teil der Initiative, betont an anderer 
Stelle, dass immer über den Platz gesprochen 
werde, aber nie über das Potenzial eines 
wirklichen Stadtviertels an diesem Ort. Drei 
Blöcke sind zu wenig, um an dieser Stelle 
ein Stadtviertel entstehen zu lassen, zudem 
können diese auch zu keiner Verzahnung mit 
dem Stadtraum beitragen. „Der Leitspruch 
sollte ‚Vom Platz zum Viertel‘ lauten, wobei 
zunächst v. a. die vorgerückte Platzwand mit 
einer Art Leitbau wichtig wäre, hinter dem 
sich sukzessive das Viertel entwickeln kann“, 
ergänzt Brösdorf. Das Stadtzentrum soll ge-
rade nicht erweitert werden. Trotzdem soll 
das Passagensystem, das zur Stadttypologie 
gehört, fortgesetzt werden.

Abseits der Expertendebatte sei es wichtig, 
einen konstruktiven Dialog zwischen Ver-
waltung, den Mandatsträgern, verschiedenen 
Initiativen und den Architekten der Stadt zu 
führen, erklärt Ronald R. Wanderer, ehe-
maliger Landesvorsitzender des BDA und 
auch schon damals Mitglied der Initiative 
Leipziger Architekten. Nach Jahren der Zu-
sammenarbeit mit der Stadt habe sich das 
Miteinander infolge eines Wechsels in der 
Verwaltungsspitze sukzessive verschlechtert. 
Es sei gegenwärtig eine Verweigerungs-
haltung gegenüber wirklicher Teilhabe und 
Beteiligung zu erkennen. Andere Kommu-
nen seien da wesentlich weiter. „Für eine 
erfolgreiche und lebendige Stadtgesellschaft 
ist es von existenzieller Bedeutung, dass die 
Verwaltung das ehrenamtliche Engagement 
ernsthaft einbezieht, sie muss auch dankbar 
sein“, erklärt Wanderer. „Ein wirklicher Dia-
log kam bisher leider nicht zustande“, ergänzt 

Brösdorf. Nachdem der Entwurf dem Fach-
ausschuss vorgestellt wurde, habe man von-
seiten der Verwaltung gedacht, nun habe sich 
die Angelegenheit erledigt, erklärt Riedel 
weiter. „Ich habe den Eindruck, man sitzt die 
Bürgerbeteiligung einfach aus. Die Verwal-
tung geht auf die inhaltlichen Anregungen 
der Öffentlichkeit nicht ein und nutzt das Un-
wissen der Stadträte aus, um ihre Ansichten 
durchzudrücken.“ Das hält die Initiative nicht 
davon ab, weiterhin aktiv zu sein. So wurden 
z. B. Briefe an alle Stadträte verschickt, um 
diese vor der Abstimmung zum Beschluss 
der Leitlinien nochmals an die Tragweite 
der Entscheidung zu erinnern und ihnen die 
Sachlage zu verdeutlichen. „Wir haben großes 
Verständnis für die Stadträte“, erklärt Wan-
derer. „Sie folgen der Meinung des jeweiligen 
Fachausschusses manchmal zu leichtfertig. 
Wenn jetzt ein Fehler gemacht wird, dann 
verfolgt dieser uns viele Jahrzehnte.“

Warum sich die Verwaltung so vehement den 
Ansichten geballter Kompetenz verschließt, 
bleibt ein Rätsel. Nun liegt es bei den Stadt-
räten, einen Beschluss zu fassen – oder eben 
auch nicht. Vielleicht entwickelt sich infolge 
der nächsten Stadtratssitzung der gewünschte 
Dialog, „um Denkmodelle für die Inwert-
setzung eines ererbten öffentlichen Raums 
zu überprüfen“ (Wanderer) und letztendlich 
ihrem Auftrag zur Verantwortung zum 
Wohle aller gerecht zu werden. 

Das sagt  
die Politik

STADTBILD

Eine Frage des Platzes
Initiative Leipziger Architekten fordert Dialog mit der Verwaltung zur Bebauung des Wilhelm-Leuschner-Platzes. 

Von Moritz Arand

Der Entwurf der Initiative Leipziger Architekten.

Der Platz als Brachfläche.

Der Platz in seiner ursprünglichen Bebauung.

Der von der Verwaltung favorisierte Entwurf.

Fortsetzung von Seite 1

„Bahnhof der Hoffnung“
Pop-Art für Flüchtlinge.
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„Ein wirklicher  
Dialog kam bisher 

leider nicht  
zustande.“
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